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Leitartikel

Es ist doch unglaublich, was 
sich im Freistaat Thüringen 

zugetragen hat: CDU und FDP 
kungeln mit dem rechtsextremen 
AfD-Landesverband von Björn 
Höcke. Es ist zwar nichts Neues, 
dass Konservative und Liberale 
im Zweifel auf dem rechten Auge 
blind sind, neu ist jedoch der 
anfängliche Glauben, mit ihrem 
Agieren auch wirklich durchzu-
kommen. Glücklicherweise for-
mierte sich noch am selben Tag 
außerparlamentarischer Protest, 
welcher dazu führte, dass Kem-
merich (FDP) wieder zurücktrat. 
Anschließend folgten schwierige 
Wochen. Die CDU stritt intern, 
aber auch öffentlich, über ihr Ver-
hältnis zur Partei DIE LINKE. Wer 
sich zwischen Landesvater Rame-
low und dem Hassredner Höcke 
nicht entscheiden kann, zeigt wie 
politisch und historisch falsch der 
Unvereinbarkeitsbeschluss nach 
links ist. Die FDP beteiligte sich 
unterdessen bei der Wahl des 
Ministerpräsidenten am 04. März 
in keinem der drei Wahlgänge. 
Eine Abgeordnete war nicht an-
wesend, die restlichen vier blie-
ben auf ihren Stühlen hocken. 
Noch mehr können die Liberalen 
gar nicht zeigen, wie überflüssig 
sie sind. Aus diesen Vorgängen 
muss DIE LINKE ihre Lehren zie-
hen! Nun sind Neuwahlen für April 
2021 geplant. Umfragen gehen 
von einem erstarkenden Mitte-
Links-Lager aus. Von dieser Ent-
wicklung konnte DIE LINKE auch 
jüngst profitieren. Am 08. März 
wurde beispielsweise in Hildburg-
hausen, Kreisstadt des gleich-
namigen Kreises, Tilo Kummer 
(DIE LINKE) mit 51,8% im ersten 
Wahlgang zum Bürgermeister 
gewählt. Das Profil als linke und 
kommunalverankerte Volkspartei 
des Osten konnte ‒ zumindest in 
Thüringen ‒ gestärkt werden.

Justin König

Am 8. Mai vor 75 Jahren fand der schlimms-
te aller bisherigen Kriege, der von den 

Deutschen angezettelte 2. Weltkrieg, ein 
Ende. Auch die Bürgerinnen und Bürger in 
den Städten, Gemeinden und Dörfern des 
Kreises atmeten auf, hatten wieder Hoffnung 
auf Leben und vor allem Frieden.

Heute erinnern sich wahrscheinlich nur 
noch relativ wenige an die Bombenangriffe, 
z. B. auf Neuruppin am 10. April, wo über
100 Bürger ihr Leben verloren. Oder an die 
Tieffliegerangriffe am 10., 14., 16. und 
20. April 1945, bei denen 130 Neuruppiner 
den Tod fanden. Oder an die Sprengung von 
31 Brücken in und um die Stadt durch die 
deutschen Truppen selbst, die sich um jeden 
Preis »verteidigen« wollten. Oder an die Tage, 
an denen hunderte KZ-Häftlinge durch unse-
ren Kreis getrieben und noch auf diesem 
Todesmarsch Kranke, Geschwächte und Halb-
verhungerte  erschossen und erschlagen wur-
den... Aber so manche werden die tausend 
Ängste der damaligen Wochen noch in be-
drückender Erinnerung haben.

Mit der Kapitulation der faschistischen 
deutschen Wehrmacht am 7. Mai 1945 in 
Reims und der Kapitulation am Sitz des sowje-
tischen Oberkommandos in Berlin-Karlshorst 
am 8. Mai 1945 endete endlich der 
2. Weltkrieg in Europa. Der von Deutschland 
ausgegangene, bislang opferreichste Krieg 
der Weltgeschichte war an seinen Ursprungs-
ort zurückgekehrt.

60 Millionen Menschen waren ums Leben 
gekommen, davon allein in der Sowjetunion 27 
Millionen Soldaten und Zivilisten, in Deutsch-

land ca. 7,7 Millionen. Etwa 6 Millionen Juden 
wurden Opfer des von den Nationalsozialisten 
betriebenen Holocaust.

Aber der Mai 1945 war auch die histori-
sche Chance für einen Neuanfang in Deutsch-
land, wenn auch unter den schwierigsten 
Bedingungen. »Nie wieder Krieg, nie wieder 
Auschwitz« war ein wichtiges Motiv, sich für 
den demokratischen Neuaufbau zu engagieren.

Viel ist in den vergangenen 75 Jahren 
durch die Bürger in Neuruppin, im Kreis Ost-
prignitz-Ruppin und in ganz Deutschland ge-
leistet worden. Vielleicht ist dieser 75. Jahres-
tag der Befreiung vom Faschismus ein Anlass, 
sich das wieder einmal vor Augen zu führen, 
und sich stärker für den Kampf gegen faschis-
tische Tendenzen sowie Haltungen zu rüsten 
und zu engagieren. Ebenso wichtig ist, un-
geachtet unterschiedlicher Positionen, für 
eine vertrauensvolle Partnerschaft mit Russ-
land einzutreten. Russland gehört zu Europa, 
und ohne dieses Land können grundlegende 
Probleme auf unserem Kontinent nicht gelöst 
werden. Das war schon 1945 so und gilt heute 
und in Zukunft genauso! Wir haben im Land 
Brandenburg auch auf diesem Gebiet sehr 
viele gute Erfahrungen.
So sollte dieser 75. Jahrestag der Befreiung 
für uns alle ein wichtiger Anlass sein, an die 
Zukunft zu denken und alles zu tun, um den 
Frieden dauerhaft zu sichern, gegen alle Er-
scheinungen von Faschismus wirksam und 
nachdrücklich aufzutreten und Haltung ‒ 
antifaschistische Haltung ‒ zu beziehen und 
zu zeigen! 		                 

Christa Horstmann  

April 2020  –  www.dielinke-opr.de

75. Jahrestag
der Befreiung

DIE LINKE muss Lehren 
aus Thüringen ziehen!



MEINUNGENMEINUNGENSeite 2 - märkische linkeSeite 2 - märkische linke

Ja, da kann der Minister-
präsident stolz sein. Der E-
Autobauer Tesla kommt nach 
Brandenburg, BASF plant eine 
Großinvestition, Rolls-Royce 
und das Bahnwerk Cottbus 
haben große Ausbaupläne. Wer 
jedoch klar denken kann, der 
stellt ganz schnell fest, dass 
dies kein Verdienst der gegen-
wärtigen Regierung ist, sondern 
dass unter Rot-Rot die Grund-
steine dafür gelegt wurden.

Nach dem Wahldesaster 
musste DIE LINKE in die Oppo-
sition. In diese Rolle hat sie sich 
ganz schnell hineingefunden. 
Sie übt eine tiefgründig unter-
mauerte Oppositionspolitik im 
Landtag aus. Das zeigte sich 
schon am Tage der Regierungs-
erklärung des Minister-
präsidenten, wo Fraktionschef 
Sebastian Walter eine sehr gute, 
mit vielen Sachargumenten ge-
stützte Erwiderungsrede hielt. 
Aber auch unser Landtags-
abgeordneter Ronny Kretsch-
mer verwies die Vorstellungen 
der Regierungskoalition zur 
Finanzpolitik in einer von vielen 
Fakten untermauerten Rede 
ins Reich der Unsolidität.

Dann stellte die Links-
fraktion im Landtag einen Antrag 
für ein kostenfreies Schüler-
ticket, damit Bildungschancen 
nicht mehr vom Geldbeutel der 
Eltern abhängen. Das lehnte 
die »Kenia«-Regierung mit dem 
Hinweis, man muss erst mal ein 
Gutachten dazu erstellen, ab.
Nun will die Landesregierung 
trotz gestiegener Einnahmen für 
ihre geplanten Projekte auf die 
Rücklagen, die unter Ex-Finanz-
minister Görke (LINKE) gebildet 
wurden, zurückgreifen. Dazu 
sagt Ronny Kretschmer als 
Finanzpolitiker, dass das Geld 
nur der Kitt sei, um die Kenia-
Koalition zusammenzuhalten.
Nun gibt es eine Vielzahl von 
Maßnahmen, die Rot-Schwarz-
Grün in Brandenburg durch-
setzen will. Dass da einiges 
am Bürgerwillen vorbei geht, 
scheint außer unserer Frak-
tion und z. T. den Freien Wäh-
lern keinen zu interessieren.
Als positiv an der Regierung
war bisher nur ihre Abgrenzung 
zur AfD zu erkennen.
	   Hans-Joachim Müller

Kommentar
Kenia: 100 Tage im 
Amt - wenig Aufbruch

Fleisch wird in Deutschland sehr billig an-
geboten, das steigert die Nachfrage und wirkt 
auf die Erzeugung zurück. Tierhaltung kann 
nur dann »wettbewerbsfähig« erzeugen, wenn 
in Massen mit hohem Futterimportanteil pro-
duziert wird. 

Die Billig-Produktion von Fleisch und tie-
rischen Produkten ist enorm ressourcen-
verschwendend, verursacht nicht zu recht-
fertigendes Tierleid, gleichzeitig schädigt zu 
hoher Fleischkonsum die Gesundheit. 

Eine Steuer auf Fleisch und Fleisch-
produkte senkt Verbrauch und Nachfrage 
und kann dazu beitragen, das Preisniveau im 
Sinne einer nachhaltigen Tierhaltung wieder 
anzuheben.

Aus Sicht der LINKEN sind höhere Fleisch-
preise – ob direkt oder indirekt durch Steu-
ern oder Abgaben - weder sozial gerecht noch 
klimaschützend. 

Hartz IV- oder Armutsrenten-Empfangende 
würden sie in Summe härter treffen als Leute, 
die beispielsweise im SUV am Supermarkt 
vorfahren. Der Fleischkonsum würde trotz-
dem kaum reduziert. Das Geld wird kaum bei 
den Tierhaltenden ankommen, eher bei Han-
dels- und Schlachthofkonzernen. 

Öffentliche Förderprogramme für den 
Umbau der Tierhaltung sind die bessere Alter-
native, vor allem mit dem sozial gerechten 
Steuersystem der LINKEN.

Die zwei Seiten einer Medaille
Sind höhere Preise oder Steuern für Fleischwaren gerechtfertigt?

Pro	  Contra

Wir trauern um unsere Genoss*innen!

In den vergangenen Wochen mussten wir leider wie-
der einige langjährige bewährte Mitglieder unse-

rer Partei auf ihrem letzten Weg begleiten. 
Ihr Tod schmerzt uns sehr.

Unsere Genossin Lisa Riedel, 
geb. am 31.03.1925, verstarb am 29.12.2019 nach einem inhalts-
reichen Leben und fast 30-jährigem Engagement für Aufbau und 

Gestaltung unseres Neuruppiner Museums. Sie half mit ihrer ideen-
reichen Arbeit vielen Bürgern und vor allem Jugendlichen, Geschichte 
mit bewusstem Handeln für das gesellschaftliche Leben zu verbinden.

Am 3. Januar diesen Jahres verstarb unser Genosse Richard Schmidt, geb. am 29.10.1926.
Er hat das erste Kernkraftwerk der DDR in Rheinsberg mit aufgebaut und 

hier seine ganze Kraft eingesetzt. Den größten Teil seines Lebens ge-
hörte er unserer Partei an und hat sich für sie konsequent engagiert. 

Genossin Maria Schlögel, 
geb. am 21.08.1927, hat nach einem arbeitsreichen Leben am 23. Januar ihre letzte Ruhe gefunden. 

Sie gehörte zu den Mitgliedern unserer Partei, die ohne viel Aufhebens und unverdrossen 
politische Kleinarbeit leisteten und sich in ihrer Treue zur Partei nie beirren ließen.

Am 16.03.2020 verstarb unsere Genossin Ruth Iffländer, 
geb. am 14.08.1926. Jahrzehnte war sie als Kreisvorsitzende des Demokratischen Frauen-

bundes Deutschlands (DFD) OPR/Neuruppin und als Kreistagsabgeordnete unermüd-
lich und mit großem Engagement für die Rechte der Frauen und ihre gesellschaft-

liche Anerkennung in unserem Kreis tätig und hat sich nie geschont.

Wir trauern mit den Familien und werden unseren Genoss*innen ein ehrendes Andenken bewahren.

Kreisverband DIE LINKE. OPR	                       Stadtverband Neuruppin	   RV Rheinsberg-Lindow
Paul Schmudlach		        	 Cornelia Böhme, Achim Behringer	   Jürgen Neumann
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Kurzmeldungen

Ehrenmedaillen verliehen
Im Rahmen 
des Neujahrs-
empfangs der 
Fontanestadt 
Neuruppin 
wurden durch 
den Bürger-

meister Jens-Peter Golde 
(Pro Ruppin) und den Vor-
sitzenden der Stadtver-
ordnetenversammlung Gerd 
Klier (DIE LINKE) an Hannelo-
re Gußmann (SPD) und Ilona 
Reinhardt (DIE LINKE, siehe 
Foto) die Ehrenmedaillen der 
Stadt Neuruppin verliehen. 
Ilona Reinhardt gehörte fast 
50 Jahre ununterbrochen 
der Stadtverordnetenver-
sammlung Neuruppin an.

Ehrenamtler geehrt
Zum Dank für sein lang-
jähriges Engagement für den 
Naturschutz wurde Bernd 
Ewert, der seit 30 Jahren den 
Kreisverband Neuruppin des 
Naturschutzbundes (NABU) 
leitet, zusammen mit rund 
100 anderen Ehrenamtlern 
im Januar diesen Jahres zum 
Empfang der Landesregierung 
nach Potsdam eingeladen.

Praktische Solidarität
in Zeiten von Corona
Die Corona-Krise hat in-
zwischen auch unseren 
Landkreis Ostprignitz-Rup-
pin fest im Griff.  Gerade 
ältere Mitbürgerinnen und 
Mitbürger sind besonders ge-
fährdet, sollten sie an dem 
Virus erkrankt sein. Deshalb 
will DIE LINKE. Ostprignitz-
Ruppin für Bürgerinnen und 
Bürger, die der Risikogruppe 
angehören und nicht durch 
die Familie versorgt werden 
können, die Möglichkeit an-
bieten, Einkäufe zu erledigen. 

Wenden Sie sich hierfür 
bitte an unseren Kreisvor-
sitzenden Paul Schmudlach. 
Unter der Telefonnummer 
0175 2373397 ist er erreich-
bar. Wir werden einen schnel-
len und unkomplizierten Weg 
finden, Sie zu unterstützen.
Gerade in dieser schwieri-
gen Zeit muss Solidarität
wieder offen praktiziert 
werden und wir müssen 
aufeinander aufpassen.
In diesem Sinne: Mit-
einander – Füreinander!

Corona verlangt Systemwechsel
Eine Pandemie zeigt sehr deutlich die Grenzen 

dieses Gesellschaftssystems. Ein auf Kante 
genähtes Gesundheits-, Pflege- und Sozial-
system, das schon im Normalbetrieb an die Gren-
zen kommt, versagt im Belastungsstress umso 
schneller. Ein globalisiertes, kostenminimiertes 
Wirtschaftssystem mit weltweiten Lieferketten 
kommt bei Störungen schnell ins Trudeln. Erst 
recht, weil auf einheimische Produktions- und 
Lagerkapazitäten selbst für Krisengüter wie me-
dizinische Schutzausrüstungen, Medikamente 
etc. aus Kostengründen verzichtet wurde.

DIE LINKE kritisiert das schon lange, aber 
was kann die aktuelle Antwort der LINKEN auf 
diese Situation sein? Zuallererst: Diese Pan-
demie darf möglichst wenige Opfer fordern – 
gesundheitlich wie sozial. Es dürfen nicht aus-
gerechnet die jetzt endgültig unter die Räder 
kommen, die schon am Rande der Gesellschaft 
leben müssen. Und der Rechtsstaat darf trotz 
aller notwendigen Sonderregelungen nicht 
gleich mit ausgehöhlt werden. Die Bundestags-
fraktion hat folgende neun politische Schwer-
punkte gesetzt:
1. Menschen mit systemrelevanten Berufen besser 
schützen, insbesondere medizinisch oder pflege-
risch Tätige, aber auch solche in der Produktion und 
Versorgung mit alltagsnotwendigen Gütern.
2. Sofortzulage von 500 Euro für diese system-
relevanten Berufsgruppen.
3. Schutz der Löhne und Arbeitsplätze, d.h. u.a. ein 
Kurzarbeitergeld von 90%, Verbot von Entlassungen 

im Fall von staatlichen Hilfen, Lohnfortzahlung für 
von Kita- und Schulschließungen Betroffene.
4. Pandemiezuschlag von 200 Euro für niedrige Ren-
ten und Hartz IV, Aussetzung der Vermögensprüfung 
sowie der Sanktionen.
5. Rettungsfonds für Unternehmen und Selbst-
ständige, d. h. zusätzlich zu bereits beschlossenen 
Krediten und dem geplanten Soli-Fonds der Bundes-
regierung ein Pandemie-Überbrückungsgeld für 
Solo-Selbstständige und Kleinunternehmen, Finanz-
hilfen für mittlere und Großunternehmen über sozial 
konditionierte staatliche Eigenkapitalbeteiligungen.
6. Keine Zwangsräumungen von Wohnungen und 
Gewerberäumen, Verbot von Stromsperren, Über-
brückungskredite für selbst genutzte Immobilien.
7. Vorbereitung von Konsumschecks bzw. Helikopter-
geld für Menschen mit geringen Einkommen.
8. Profitmacherei der Pharmaindustrie verhindern, 
bezahlbare Medikamente und Tests sichern.
9. Wir brauchen internationale Solidarität, d.h. 
u.a. dass der Internationale Währungsfonds seine 
Kreditbestimmungen für notwendige Gesund-
heitsprogramme lockern muss, international ab-
gestimmtes Vorgehen, medizinische Versorgung in 
den Flüchtlingscamps sichern und die Flüchtlinge 
von den griechischen Inseln und aus dem grie-
chisch-türkischen Grenzgebiet evakuieren.
Da dies alles viel Geld kosten wird, muss die 
Schuldenbremse aus dem Grundgesetz ge-
strichen werden.     

          Kirsten Tackmann,
Mitglied des Bundestages

Das Land in der Corona-Krise
Jede politische Debatte im Land Brandenburg 

wird derzeit durch die Corona-Pandemie be-
stimmt. Die Verhandlungen zum geplanten 
Nachtragshaushalt für das Jahr 2020 haben eine 
völlig neue Dynamik bekommen. Die Kenia-Ko-
alition plante eine Reihe von Maßnahmen, die 
die Rücklage des Landes von knapp 2 Milliarden 
Euro deutlich hätte schrumpfen lassen. Mit den 
zeitgleich vorgelegten Eckwerten für den Haus-
halt 2021 wäre die Rücklage fast komplett auf-
gebraucht worden. DIE LINKE hat diese wenig 
vorausschauende Politik deutlich kritisiert! Vor 
allem die geplanten Mehrausgaben in Höhe 
von 2 Millionen für das Bürgerfest zum Tag der 
Deutschen Einheit (die Gesamtkosten wären 
auf über 5 Millionen Euro gestiegen) und die ge-
plante Schaffung von fünf Regionalbeauftragten 
plus weitere Personalstellen und sächliche Aus-
stattung – ohne ein klares Aufgabenprofil – fan-
den unseren Widerspruch. Doch auch die ge-
plante Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 
knapp 40 Millionen EURO für den weiteren Aus-
bau des BER kritisierte DIE LINKE scharf, da im 
Wahlkampf SPD und GRÜNE noch vollmundig 
tönten: »Kein weiteres Steuergeld« für den neuen 
Hauptstadtflughafen auszugeben.

DIE LINKE hat dagegen eigene Vorschläge 
eingebracht. Das Land solle sich mit 3 Millio-
nen an den zu erwartenden Tarifsteigerungen 
der Beschäftigten im ÖPNV beteiligen und den 
Mitarbeiter*innen in den preußischen Schlösser 

und Gärten endlich einen Tariflohn zahlen. Wei-
tere Vorschläge waren mehr Unterstützung für 
die Zivilgesellschaft im Kampf gegen Rechts und 
die Schaffung eines Lauchhammer Hilfsfonds, 
um die Bergbaufolgeschäden etwas abzumildern.

Mit der Corona-Krise sind viele finanz-
politischen Vorhaben Makulatur geworden. Am 
19. März tagte der Ausschuss für Haushalt und Fi-
nanzen, um die besondere Notlage festzustellen. 
Damit wird nun die Möglichkeit eröffnet, trotz in 
der Landesverfassung verankerten Schulden-
bremse weitere und dringend benötigte Kredite 
aufzunehmen, um damit Hilfspakete zu schnü-
ren, die u. a. der Wirtschaft, dem Mittelstand, 
den Klein- und Kleinstunternehmen, den Solo-
selbstständigen, den Kulturschaffenden, den 
Arbeitnehmer*innen und den Kommunen zu-
gutekommen. Die aktuelle Krise bedeutet nicht 
nur eine große gesundheitliche Gefahr, sondern 
führt zu Existenzproblemen der Beschäftigten 
und akuten Nöten der zum Existenzproblemen 
der Beschäftigten und akuten Nöten der zum er-
liegen gekommenen brandenburgischen Wirt-
schaft. Hier muss der Staat handeln. Ob dafür 
die 500 Millionen ausreichen werden, die bisher 
von der Landesregierung angedacht sind, darf 
zu Recht bezweifelt werden. Der Landtag wird 
in einem verkürzten Verfahren am 1. April eine 
Entscheidung treffen.

Ronny Kretschmer,
Mitglied des Landtages
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Neues aus den Kommunen

Ortsbeirat in Wusterhausen aktiv
Zu den Kommunalwahlen im vergangenen 
Jahr wurde erstmals ein Ortsbeirat gewählt. 
Die drei verbliebenen Mitglieder können in-
zwischen auf fast ein Jahr gemeinsamer 
Arbeit zurückblicken.

Bewährt haben sich zwei regelmäßig 
durchgeführte Versammlungsformate des 
Ortsbeirates. Neben den regulären Sitzun-
gen laut Kommunalverfassung bieten wir 
dazwischen öffentliche Sprechstunden an, 
wo ganz zwanglos diskutiert werden kann 
und Probleme der Bürgerinnen und Bürger 
vorgetragen werden. Für diese Probleme 
haben wir ein spezielles Protokollformular 
entwickelt, das uns die Abarbeitung der 
einzelnen Anliegen erleichtert und das si-
chert, dass nichts vergessen wird.

So wurde im September die fehlende 
Packstation am Aldi-Markt bemängelt, die 
es vor dem Neubau dort schon einmal gab. 
Durch beharrliches Dranbleiben am Thema 
gelang es mit Hilfe des Bürgermeisters 
der Gemeinde und von Aldi-Nord, die DHL 
vom Standort zu überzeugen. Im Laufe des 
nächsten Quartals soll dort wieder eine Sta-
tion aufgestellt werden - wir begleiten das 
weiter.

Genauso halten wir es mit dem fehlen-
den Fußweg zwischen dem »Mittelweg« und 
»Zum Horstberg, Ecke Gartenweg«. Nach-
dem uns eine Bürgerin darauf aufmerk-
sam machte, erfolgte allgemeines Kopf-
schütteln, warum der Bürgersteig seinerzeit 
unvollendet blieb. Jetzt hofften wir auf eine 
schnelle Lösung. Leider befindet sich nicht 
die gesamte benötigte Fläche für den Geh-
weg im Eigentum der Gemeinde. So müssen 
erst Kaufverhandlungen geführt, gekauft, 
geplant und dann kann letztendlich gebaut 
werden. Ziel ist es, die Baumaßnahme im 
kommenden Jahr durchzuführen.

In der Februarsitzung informierte der 
stellvertretende Bürgermeister der Ge-
meinde, Herr Gottschalk, über den Stand 
des förderfähigen Ausbaus des Breitband-
netzes in Wusterhausen. Die Baumaß-
nahme, von der Anschlussinhaber profitie-
ren, die bisher weniger als 30 Mbit/s haben, 
wird durch den Landkreis gefördert und von 
der Telekom ausgeführt. Sie soll noch in die-
sem Jahr beginnen.
Die betreffenden Grundstückseigentümer 
wurden von der Telekom angeschrieben 
und müssen der für sie kostenfreien Bau-
maßnahme zustimmen. Derzeit haben auf 
das Schreiben der Telekom erst ca. 65 % der 
Angefragten reagiert. Das ist schwer zu ver-
stehen, weil solch ein Anschluss später für 
sie viel Geld kosten könnte. Noch besteht 
die Möglichkeit, dies nachzuholen. Infor-
mationen dazu gibt es auf der Internetseite  
»www.telekom.de/brandenburg« und unter 
der Servicenummer 0800 7733 888.

Petra Buschke, Gemeindevertreterin und 
Ortsvorsteherin der Stadt Wusterhausen

OPR braucht einen Nachtragshaushalt!
Kreis- und Finanzausschuss wurde in Kenntnis gesetzt, dass 
der Haushalt vom Innenministerium nicht genehmigt wurde

Die Sitzung des Kreistages, welche 
für den 26. März einberufen worden 
war, musste aufgrund der voran-

schreitenden Ausbreitung des Corona-
Virus wieder abgesagt werden. Am 12. 
März, auf der Sitzung des Kreis- und Fi-
nanzauschusses (KFA), wurden trotzdem 
eine Fülle an Themen diskutiert.  

Dringend notwendige Investitionen 
auf die lange Bank geschoben

Wirklich überraschend kam das nicht, den-
noch ist das ein ziemlich dickes Brett. Zur 
Erinnerung: Im letzten Jahr wollte Landrat 
Reinhardt noch die Neufindungsphase des 
Kreistages ausnutzen, um einen zweiten 
Bauabschnitt des Verwaltungsneubaus 
durchzuboxen. Daraus wurde erst einmal 
nichts. Der Kreistag hatte nur dem Neu-
bau des dringend sanierungsbedürftigen 
Kreisarchives zugestimmt. Zusätzlich 
wurde die Erstellung eines Gutachtens be-
schlossen, welches die Kostenvarianten 
für weitere Neubau- oder Umbaumaß-
nahmen abwägen soll. DIE LINKE fragt 
sich: Wie hätten denn all diese Vorhaben  
in einem ausgeglichenen Haushalt finan-
ziert werden sollen? Zusätzlich wusste der 
Landrat als Hauptverwaltungsbeamter 
des Landkreises auch über die Unter-
nehmenssituationen der PRO Klinik Hol-
ding GmbH und der Ostprignitz-Ruppiner 
Personennahverkehrsgesellschaft mbH 
(ORP) Bescheid, denen der Kreistag mit-
tels Transferleistungen aushelfen musste.

Und nun die Nachricht, dass auch die-
ser Haushalt keine Genehmigung vom 
Ministerium für Inneres und Kommuna-
les erhält. Nun soll im September diesen 
Jahres über einen Nachtragshaushalt be-
funden werden. Arne Kröger, Kämmerer 
des Landkreises, stellte in der KFA-Sit-
zung Vorschläge vor, wie aus Sicht der 

Verwaltung ein ausgeglichener Haushalt 
ermöglicht werden könne ‒ in dem 5,8 
Millionen Euro gestrichen werden. Ganz 
praktisch bedeutet das, dass  dringend 
notwendige Investitionen ‒ besonders im 
sozialen Bereich ‒ auf die lange Bank ge-
schoben werden. Demnach sollen unter 
anderem die Pläne für den neuen Ret-
tungswachenbau in Wildberg, die Arbeiten 
an der Feuerwehrtechnischen Zentrale in 
Kyritz sowie notwendige Maßnahmen an 
der Wittstocker Förderschule verschoben 
werden. 

Landkreis muss Kosten für Straßen-
sanierung in Gnewikow tragen

Die andauernden Probleme rund um ihre 
Gutsstraße muss den Gnewikowern fast 
wie die Erzählung »Die unendliche Ge-
schichte« von Michael Ende vorkommen. 
2013 ließ der Landkreis die Straße schon 
einmal auf seine Kosten sanieren, und 
das, obwohl diese erst zehn Jahre zuvor 
ausgebaut worden war.

Zuletzt machte im Sommer 2019 der 
RBB-Roburbus in dem 300-Seelen-Dorf 
halt. Gemeinsam mit den Fraktionen von 
CDU und Bauern, Freie Wähler, FDP stell-
te DIE LINKE einen Antrag zur Straßen-
sanierung. Der Landrat bat um Aufschub, 
da nicht hinreichend geklärt sei, ob der 
Kreis wirklich für eine erneute Sanie-

»Der Landrat muss jetzt 
Prioritäten setzen und die 
anvisierten Verwaltungs-

Neubaupläne in 
Millionenhöhe endlich 

über Bord werfen«
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Neues aus den Kommunen

Fontanestadt Neuruppin
Bei der letzten Stadtverordnetenver-
sammlung gab es zwei Anträge zur Kinder-
betreuung. Der Erste kam von den Grünen 
und ging darum, dass Stadtverordnete, die 
während Ausschusssitzungen und anderer 
Tätigkeiten für die Stadt ein Problem mit der 
Kinderbetreuung haben, einen Zuschuss von 
der Stadt erhalten, um sich einen Babysitter 
zu besorgen. Diesen Antrag haben wir als 
LINKE mitgetragen, da es auch für uns wichtig 
ist, dass jeder Mensch, der sich politisch en-
gagieren will, auch die Möglichkeit dazu hat. 
Uns ging dieser Antrag aber nicht weit genug, 
und wir haben, gemeinsam mit der SPD Neu-
ruppin, einen weiteren Antrag eingebracht.

Darin wird die Stadt aufgefordert, sich 
durch eine Umfrage darüber zu informieren, 
ob die Kita-Zeiten der Fontanestadt noch 
ausreichend sind oder diese in Zukunft an-
gepasst werden sollten. Hierbei denken wir z. 
B. an Paare, die beide in Schichten arbeiten 
müssen, an Alleinerziehende oder eben Men-
schen, die ihr Kind nicht immer bis 16 Uhr 
abholen können. Wir wollen auch weiterhin, 
dass Familien gern in unsere Stadt ziehen, 
und sehen in unserem Antrag den nächsten 
Schritt, um sie für Familien noch attraktiver 
zu gestalten. Deshalb freuen wir uns sehr, 
dass der Antrag angenommen wurde und 
werden die Stadt bei der Umsetzung weiter-
hin begleiten.
          Paul Schmudlach, Fraktionsvorsitzender

Kyritzer Stadtpolitik 
Die letzte Stadtverordnetenversammlung 
am 26. Februar 2020 stand nicht im Zeichen 
großer kommunalpolitischer Auseinander-
setzungen. Eher befindet sich das Gremium 
nach der Neukonstituierung immer noch in 
der Findungsphase, was insbesondere die 
Fragen der Kommunikation innerhalb der 
Vertretung und auch zur Stadtverwaltung be-
trifft. Die linke Fraktion hatte hier, unterstützt 
durch andere Fraktionen, mittels Anträgen 
insbesondere die Probleme bei der Realisie-
rung des Großprojektes »Klosterviertel« und 
bei der Vergabe von großen Aufträgen in den 
Fokus genommen.  

Ohnehin lässt sich feststellen, dass ins-
besondere auch durch das Wirken der neuen 
Fraktion »Kyritz macht« die Anzahl der An-
fragen und Anträge immens gestiegen ist. 
Nicht jede dieser aufgeworfenen Problem-
stellungen zeugt aber von einer qualitativ 
besseren Arbeit, einiges scheint eher der 
Selbstdarstellung zu dienen. Auf der anderen 
Seite ist grundsätzlich eine erhöhte Aktivität 
der gewählten Vertreter zu begrüßen, um ge-
meinsam bessere Lösungen im Interesse der 
EinwohnerInnen zu erreichen. 

Die Fraktion der LINKEN steht auf Grund-
lage des Wahlprogramms den anderen politi-
schen Kräften, den Vereinen und Initiativen 
und natürlich auch den Bürger*innen für eine 
enge Zusammenarbeit zur Verfügung. 
   Holger Kippenhahn, Fraktionsvorsitzender

rung zuständig sei.  Er verwies auf einen 
Rechtsstreit mit den Neuruppiner Stadt-
werken, die vor Jahren Rohre unter der be-
sagten Straße verlegten, und so ebenfalls 
für die Schäden hätten verantwortlich 
sein können. Die Gnewikower merkten 
jedoch zu Recht an, dass die Straßen-
schäden schon vor den Rohrverlegungen 
auftraten. Der Kreistag entschied darauf-
hin (September 2019), dass ein externes 
Gutachten erstellt werden solle, wer für 
die aufgetretenen Schäden verantwort-
lich und für die Beseitigung zuständig sei. 

Nun liegt das Gutachten vor, es war 
ziemlich eindeutig: Der Landkreis ist für 
eine Sanierung verantwortlich. Vorher 
soll aber noch mit der Stadt Neuruppin 
verhandelt werden, ob die Kreisstraße 
nach der Sanierung an die Fontanestadt 
abgestuft wird. Das führt unweigerlich 
zu einer weiteren Verzögerung der Sa-
nierung. Fest steht bereits, dass die ge-
pflasterte Gutsstraße asphaltiert wird.

Als LINKE werden wir weiterhin Druck 
machen, sodass die Straßensanierung 
im Sinne der Einwohnerschaft möglichst 
schnell erfolgen kann.

Kreiskitaelternbeirat gegründet

Jahrelang hielt die Kreisverwaltung einen 
kreislichen Kita-Elternbeirat für nicht 
zwingend erforderlich. Rot-Rot hatte je-
doch noch verfügt, dass Landkreise Ki-
taElternbeiräte zu gründen haben. Und 
das ist gut so, denn die Beteiligung der 
Elternschaft ist ebenso wichtig wie eine 
gute Kinderbetreuung. Der Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin verfügt über 85 Kinder-
tageseinrichtungen, 13 Tagespflege-
stellen und zwei Spielkreise. Derzeit sind 
24 der 98 möglichen Mitglieder im Kreis-
Kita-Elternbeirat vertreten. Die Arbeit 
koordiniert ‒ im Zusammenspiel mit der 
Kreisverwaltung ‒ ein fünfköpfiger Vor-
stand. Als LINKE ist es uns hier gelungen, 
die jährliche Aufwandsentschädigung des 
Vorstandes von 100 auf 300 Euro zu stei-
gern. Weitere Informationen finden Sie 
unter: http://www.kkeb-opr.de/ 

Linksfraktion im Gespräch über die 	
Situation der Ruppiner Kliniken

Die beiden Geschäftsführer der PRO Kli-
nik Holding GmbH, Dr. Voth und Dr. Pietz-
ner, informierten die Kreistagsfraktion der 
LINKEN im Vorfeld der letzten Fraktions-
sitzung über den Sanierungsprozess des 
kommunalen Unternehmens. 

Die ersten Maßnahmen wurden durch-
geführt und die Geschäftsführer ver-
sicherten uns als Mitglieder des Kreis-
tages, dass sich das Unternehmen wieder 
auf einem besseren Wege befinde. Die 
Linksfraktion war sich mit den Geschäfts-
führern einig: Die Ruppiner Kliniken haben 
Zukunft, und zwar weiterhin als Kranken-
haus der Schwerpunktversorgung! Auf 
der Dezember-Sitzung 2019 bewilligte 
der Kreistag einen Kredit, der die Liquidi-
tät der PRO Klinik Holding GmbH sichern 
sollte. Dadurch konnten jüngst neue In-
vestitionen getätigt werden, die den 
Krankenhausstandort Neuruppin stärken.

Kostenloses Schülerticket soll 
Verlustgeschäft ausgleichen	

Natürlich begrüßen wir grundsätzlich die 
Einführung eines kostenlosen Schüler-
tickets für das Schuljahr 2020/21, woran 
alle Schüler*innen des Landkreises teil-
haben sollen. Der LINKEN-Fraktions-
vorsitzende Ronny Kretschmer be-
zeichnete die Pläne des Landrates als 
»charmanten Trick«, schließlich werde so 
dem Verlustgeschäft des kreiseigenen 
Nahverkehrsunternehmens entgegen-
gewirkt. Aber deshalb fahren noch lange 
nicht automatisch mehr Busse. Es geht 
nicht darum, mehr Mobilität zu gewähr-
leisten, sondern durch mehr Fahrgast-
zahlen, auch mehr Gelder vom Land zu 
erhalten. Die Konsequenz dürften Schüler 
und Busfahrer zu den Stoßzeiten erleben: 
Volle Busse.

Freke Over, Mitglied im Nahverkehrs-
beirat, wünscht sich mehr kommunal-
politische Eigeninitiative: »Was es braucht, 
ist eine Debatte der Politik über Notwendig-
keiten und was wir uns leisten wollen. [...] 
Mindestens zwei Millionen Euro jährlich 
braucht der Kraftverkehr sowieso in Zu-
kunft als Zuschuss, weil die Rücklagen 
aufgebraucht sind. Wichtig wäre jetzt ein 
Kreistag, der sich nicht die Entscheidungen 
vorsetzen lässt, sondern aktiv Politik ge-
staltet, der eigene Akzente im Nahver-
kehrsplan setzt, statt eine Firma, nach den 
Vorgaben des Landrates, seine Aufgaben 
erledigen zu lassen. Wenn dann noch über 
die Kreisgrenzen hinausgedacht und die 
Bahn als zu vertaktender Partner, und nicht 
als Konkurrent gesehen würde, könnte sich 
wirklich was ändern.«

                   Justin König (DIE LINKE)
                 1. stellv. Vorsitzender des 

Kreis- und Finanzausschusses

Eine Brechsandfüllung erfolgte im 
August 2019, damit Fahrradfahrer die 
Gutsstraße wieder befahren können 
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Rechtlicher Ratschlag

Ablehnung der 
Erwerbsminderungsrente
Im Rahmen der vielen Rentenkürzungs-
gesetze der letzten Jahrzehnte der je-
weils regierenden Parteien wurde auch 
die gesetzliche Berufsunfähigkeits-
rente abgeschafft und das Rentenein-
trittsalter erhöht. Viele Arbeitnehmer 
können jedoch aus gesundheitlichen 
Gründen nicht so lange arbeiten. Für 
diese Betroffenen gibt es die Erwerbs-
minderungsrente, welche jedoch 
häufig rechtswidrig abgelehnt wird.
Wird der Antrag auf eine Rente wegen 
Erwerbsminderung abgelehnt, soll-
te immer Widerspruch eingelegt und 
Akteneinsicht genommen werden. Nur 
so kann ermittelt werden, auf welcher 
Grundlage die Rentenversicherung 
ihre Entscheidung getroffen hat.
Beispielsweise ist häufig festzustellen, 
dass die Befunde der behandelnden 
Ärzte nicht vollständig eingeholt wurden 
oder vollkommen anders bewertet wer-
den. Häufig werden Entlassungsberichte 
der Rehabilitationsklinik nicht in die Be-
wertung mit einbezogen, obwohl diese 
eine Erwerbsunfähigkeit feststellten.

Wichtig ist, dass der Widerspruch 
innerhalb der Monatsfrist bei der 
Rentenversicherung eingegangen sein 
muss. Die weitere Begründung sollte 
erst nach der Akteneinsicht erfolgen.

Wird auch der Widerspruch mit 
einem Widerspruchsbescheid zurück-
gewiesen, kann dieser mittels einer 
Klage beim Sozialgericht nochmals 
überprüft werden. Auch hier gilt eine 
Frist von einem Monat. Beim Gericht 
sollte darauf gedrungen werden, dass 
nach Einholung aller aktuellen Be-
fundberichte das Gericht vom ent-
sprechenden Fachmediziner ein un-
abhängiges Gutachten einholt. Diese 
vom Gericht beauftragten Gutachten 
weichen sehr häufig zugunsten des 
Rentenantragstellers von der Ein-
schätzung der Rentenversicherung ab.

Das Widerspruchsverfahren, das 
Klageverfahren und die Aktenaus-
wertung sollten wegen der Besonder-
heiten im Sozialgerichtsverfahren 
und medizinischen Fragestellungen 
möglichst mit Hilfe eines Fach-
anwalts für Sozialrecht und für 
Medizinrecht geführt werden.
Im Widerspruchsverfahren und Klage-
verfahren entstehen keine Gerichts-
kosten, sind keine Gebühren an die 
Rentenversicherung zu zahlen, und 
bei richtiger Vorgehensweise auch 
keine Kosten für die Einholung von 
Befundberichten und Gutachten.

Gerd Klier, 
Rechtsanwalt aus Neuruppin

Fachanwalt für Arbeits-, Sozial-
und Medizinrecht 

Da hat die Thüringer CDU ‒ dank der LIN-
KEN, der SPD und den Grünen ‒ nochmal 
die Kurve gekriegt. Deshalb konnte sie 
sich obrigkeitshörig verhalten und bei der 
Wahl eines linken Ministerpräsidenten der 
Stimme enthalten. Nach dem Debakel vom 
5. Februar, als CDU und FDP gemeinsam 
mit der AfD stimmten, rutschte die CDU 
bundesweit in eine Krise. Die Partei-
vorsitzende Kramp-Karrenbauer stellte 
(mehr oder weniger freiwillig) ihr Amt zur 
Verfügung. Das war die Situation, auf die 
einige CDU-Machos nur gewartet haben.

Jetzt wollen es die Männer 
wieder richten

Neben Merz, der, nachdem Merkel ihn 
2009 abserviert hatte, wieder als Rechts-
anwalt und Lobbyist arbeitete, entdeckte 
auch Röttgen plötzlich seine Ambitionen, 
CDU-Chef zu werden. Im Gegensatz zum 
dritten Kandidaten Laschet (Spahn hat 
seine Kandidatur zugunsten Laschet́ s 
zurückgezogen) vertreten Merz und Rött-
gen ganz offiziell eine Politik der Ab- und 
Ausgrenzung. Beide stehen voll hinter dem 
Abgrenzungsbeschluss der CDU zur LIN-
KEN und der AfD - ohne Differenzierung. 
Sie werfen uns unsere SED-Geschichte 
vor, die wir - im Gegensatz zur CDU, die 
die »Blockflöten« der SED kritiklos in ihre 
Reihen aufgenommen hat - aufgearbeitet 
haben. Merz und Röttgen sehen nach wie 
vor in Russland (Putin) den Hauptgegner, 
genauso wie zu Zeiten des »kalten Krie-
ges«. Sie befürworten die Sanktionen 
gegenüber Russland und würden sie am 
liebsten ausweiten. Dass dadurch in ers-
ter Linie deutsche Unternehmen leiden, 
da der Absatzmarkt Russland weggefallen 
ist, interessiert sie nicht. Dass Russland 
von den Sanktionen nichts spürt, da es 

Alternativen gibt, ignorieren diese Her-
ren bewusst, obwohl es ganz andere Aus-
sagen gibt (siehe beispielsweise Platzeck 
und Woidke).

Nun hat Merz die Vorstellung, er könn-
te das Wählerpotenzial der AfD halbie-
ren. Augenscheinlich will er das mit Maß-
nahmen, die auf dem AfD-Mist gewachsen 
sind (Bekämpfung Clankriminalität, här-
tere Grenzkontrollen, weil er die Integri-
tät der Bundesrepublik in Gefahr sieht 
usw.). Aber auch auf finanzpolitischem 
Gebiet fordert der Millionär Merz neue 
Überlegungen. Er möchte, dass die Bür-
ger mehr Aktien kaufen, ohne zu sagen, 
woher der Normalbürger das Geld dafür 
nehmen soll.

Die »Hufeisen«-Abgrenzung der CDU

Egal ob Merz, Röttgen oder auch teil-
weise Laschet. Sie wollen nach wie vor 
eine gleichwertige, undifferenzierte Ab-
grenzung der CDU zur LINKEN und zur 
AfD. Hierbei übersehen bzw. ignorieren 
sie bewusst die unterschiedlichen Rollen 
der beiden Parteien. Während die AfD eine 
eindeutig nationalistische, ja in Teilen fa-
schistische Partei ist, hat sich DIE LINKE 
zu einer Partei, die fest auf dem Funda-
ment der Grundgesetzes steht, entwickelt. 
Es stimmt, DIE LINKE steht für Abrüstung, 
gegen Kriegseinsätze der Bundeswehr und 
lehnt deutsche Waffenexporte ab. Damit 
steht sie konträr zur CDU. Aber, und das 
sollten wir allen Bürgern klar machen, wer 
Waffen in Krisengebiete liefert, Kriegs-
treiber unterstützt oder gar an Einsätze 
der Bundeswehr denkt (wie die CDU-Vor-
sitzende und Kriegsministerin Kramp-
Karrenbauer), der verursacht Flüchtlings-
ströme.

Hans-Joachim Müller

Wie geht es nun weiter mit der CDU?

Wir trauern um unseren Genossen Emil Timm,
 

der am 21. Februar 2020 im Alter von 86 Jahren verstorben ist. 

 Emil Timm wurde am 22. August 1933 geboren. Wir trauern um ein 
langjähriges treues Mitglied der Partei, das in seiner sachlichen, un-

aufgeregten und überlegten Art viele Mitmenschen für sich ein-
genommen hat. Auch in den schwierigen 90er Jahren war er öffent-

lich wahrnehmbar ein linker Vertreter rund um Kyritz. Unter anderem 
hat er sehr engagiert auf den Montagsdemonstrationen und bei an-

deren Gelegenheiten gegen das System »Hartz IV« gekämpft.
In der DDR erwarb er sich bleibende Verdienste um die 

Deutsch-Sowjetische Freundschaft. Auch nach 1990 war er 
in diesem Sinne noch aktiv in der Brandenburgischen Freund-

schaftsgesellschaft e.V., Regionalgruppe Alt Ruppin.
 

Emil wird uns sehr fehlen. Unser tiefes Mitgefühl und 
herzliches Beileid gelten seiner Familie.

  
Holger Kippenhahn, 

Regionalverband DIE LINKE. Kyritz-Neustadt-Wusterhausen
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Auch nach 75 Jahren gilt es, den Frieden zu verteidigen
Aus der Rede von Kathrin Dannenberg, 
Fraktionsvorsitzende der LINKEN im Land-
tag Brandenburg, auf der Kundgebung 
»Defend Peace: Stop Defender 2020« am 
30. Januar 2020 in Cottbus (gekürzt).

... Wir stehen hier heute zusammen gegen 
»Defender 2020«. Gegen die größte Militär-
aktion seit dem Ende des Kalten Krieges. 
Es kann und darf uns nicht kalt lassen, was 
hier gerade abläuft.
Und Deutschland? Natürlich Mittendrin. 
Es wäre gelogen zu behaupten, wir wür-
den benutzt für dieses absurde Schauspiel 
der NATO. Nein, wir stellen uns freiwillig 
zur Verfügung – als Knotenpunkt und lo-
gistische Drehscheibe. Es muss an dieser 
Stelle einmal klar gesagt werden: Ohne 
die Beteiligung der Bundeswehr, ohne die 
aktive Mithilfe Deutschlands wäre »Defen-
der 2020« so nicht möglich. Und auch das 
gehört zur Wahrheit: Brandenburg leistet 
Schützenhilfe. Wir fordern die Landes-
regierung deshalb hier und heute noch 
einmal auf, dieses Manöver zu boykottie-
ren und sich nicht weiter an diesem Säbel-
rasseln zu beteiligen.

Wisst ihr, es gab einmal einen Konsens in 
diesem Land – über alle Parteigrenzen und 
Lager hinweg. Es gab den Konsens, dass 
von deutschem Boden nie wieder Krieg 
ausgehen darf. Ich höre sie alle diese 

Worte sagen – Konservative, Liberale, 
Sozialdemokraten – immer und immer wie-
der. Gerade in diesen Tagen klingeln diese 
Worte in meinen Ohren. Im 75. Jahr nach 
Ende des zweiten Weltkrieges, bei jeder 
Gedenk- und Trauerfeier betonen sie die 
Verantwortung, die wir tragen für den Frie-
den in Europa. Was die NATO hier aber tut, 
ist nichts weniger, als den Krieg mit Russ-
land zu proben. ... Das, liebe Freundinnen 
und Freunde, das ist Provokation pur und 
nichts anderes. ...

... DIE LINKE war und ist die einzige Partei 
in diesem Land, die hier klar Position be-
zieht. Wir sind die einzigen, die eine kon-
sequente Abrüstung fordern. Die einzigen, 

die sich aktiv gegen das Zwei-Prozent-Ziel 
der Bundeswehr stellen und vom Austritt 
aus der NATO nicht einen Millimeter ab-
rücken. Denn es bleibt doch dabei: Wer 
Frieden in Europa möchte, kann diesen 
nicht gegen Russland realisieren, son-
dern nur gemeinsam mit den Menschen in 
der Russischen Föderation. Nur so ist ein 
dauerhafter Frieden möglich.

Info
NATO-Manöver ist abgesagt
Am 17. März erreichte uns die Mel-
dung, dass die Militärübung »Defender 
2020« wegen der Corona-Pandemie 
beendet wird.

Ein 78-jähriger Mann mit weißem strub-
ligen Haar steht dafür ein, was das poli-

tische System der Vereinigten Staaten 
seit eh und je zu bekämpfen versucht, 
den demokratischen Sozialismus. Seinen 
Unterstützern scheint das jedoch zu ge-
fallen. Er steht zu dem, was er sagt und 
für richtig hält, ganz gleich wie groß der 
Gegenwind ist. In den nächsten Wochen 
wird das politische Klima in den USA noch 
rauer und frostiger. Der Senator aus Ver-
mont will Präsidentschaftskandidat der 
Demokraten werden, um Donald Trump 
im November aus dem Weißen Haus zu 
verdrängen. Dass Sanders die besten Vor-
wahlergebnisse und Umfragewerte einholt, 
gefällt jedoch längst nicht allen, schon gar 
nicht der Parteiführung, die schon 2016 
bei den Vorwahlen Hillary Clinton mit un-
lauteren Methoden unterstützte und San-
ders schwere Steine in den Weg warf. Der 
Super-Tuesday, der Tag an dem die meis-
ten Vorwahlen stattfinden, ist vorbei und 
das Ergebnis ist nicht wirklich eindeutig. 
Das Rennen spitzt sich zwischen dem  Ex-
Vizepräsidenten Joe Biden und dem lin-
ken Hoffnungsträger Bernie Sanders zu. 
Im Vorfeld des Super-Tuesdays stiegen 

die Mitte-Kandidaten Pete Buttigieg und 
Amy Klobuchar aus dem Rennen aus - 
wenig später auch der Multimilliardär Mike 
Bloomberg. Die linke, aber abgeschlagene 
Warren blieb vorerst im Rennen. Diese Si-
tuation beförderte Bidens Comeback. Bei 
den ersten Vorwahlen hat er katastropha-
le Ergebnisse eingefahren. Wegen inter-
ner Absprachen, Versprechungen und der 
kalkulierten Spaltung des linken Lagers 
von Sanders und Warren - weil letztere 
ihre Niederlage nicht wahrhaben wollte - 
blieb der uneinholbare Erfolg des Sozialis-
ten Sanders aus. Das Problem von 2016 
bleibt. Was passiert, wenn Biden Kandi-
dat der Demokraten wird? Er ist gegen 
eine  allgemeine gesetzliche Gesundheits-
versicherung. Nur ist genau das Sanders 
Hauptthema, dafür kämpft er seit über 40 
Jahren. Wähler, die Sanders akquiriert, da-
runter auch Ex-Trump- sowie Nichtwähler 
würden unter keinen Umständen für Biden 
stimmen, da dieser für Establishment und 
Weiterso steht. Kurz gesagt: Biden ebnet 
Trumps zweite Amtszeit, Sanders könnte 
uns davor bewahren. Doch derzeit deutet 
alles daraufhin, dass Sanders seinen letz-
ten Kampf verliert.	       Justin König

Bernie Sanders wird vom Wähler geliebt, vom Partei-Establishment jedoch sehr gefürchtet
Ein gradliniger Sozialist, der den Menschen Zuversicht gibt

Viele Amerikaner sehen in Bernie Sanders 
die einzige Chance auf bessere Zeiten. 

Die Marschrichtung von Defender 2020 war klar zuerkennen: gen Osten.



Die Partei DIE LINKE hatte am 
29.02./01.03.2020 zu einer 

Strategiekonferenz nach Kas-
sel eingeladen. Die Möglich-
keit zur Debatte über eine linke 
Strategie zur Veränderung ge-
sellschaftlicher Kräfteverhält-
nisse wurde mit großem Inte-
resse angenommen. Bereits 
im Vorfeld gab es über 400 
schriftliche Diskussionsbei-
träge und zu der Konferenz gab 
es viel mehr Anmeldungen als 
Plätze. Es gab und gibt offen-
sichtlich großen Gesprächs-
bedarf. Allein das ermöglicht zu 
haben, ist ein großer Verdienst 
des Parteivorstandes.                                                          

Die Idee bzw. der Vor-
schlag zu der Strategiedebatte 
und -konferenz war aufgrund 
von Wahlniederlagen seit der 
letzten Bundestagswahl ent-
standen. Bei allen Landtags-
wahlen in Ostdeutschland 
wurde die AfD zweitstärkste 
Partei. Der Tabubruch in Thü-
ringen, wo ein FDP-Minister-
präsident mit den Stimmen 
von CDU, FDP und AfD gewählt 
wurde, machte die Diskussion 
über eine linke Strategie zur 
Veränderung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse noch mal 
spannender.

Im Vorfeld der Strategie-
konferenz wurde bereits 
durch Äußerungen von einigen                  
führenden Genossinnen und 
Genossen klar, dass es eigent-
lich nicht um eine Strategie 
zur Überwindung der kapita-
listischen Produktionsweise 
mit all ihren Verwerfungen, 
sondern nur noch um die Be-
dingungen von Regierungs-
beteiligungen der LINKEN an 
Koalitionen mit bürgerlichen 
Parteien gehen sollte. Das 
stellte sich aber auf der Tagung 
ganz anders dar. In vielen Dis-
kussionsbeiträgen wurde die 
Fokussierung auf Koalitionen 
in Parlamenten mit SPD und 
Grünen oder gar der CDU sehr 
kritisch gesehen. Es wurde auf 
die Krise des Parteiensystems 
und die soziale und die öko-
logische Krise hingewiesen und 

auch darauf, dass mit SPD und 
Grünen keine grundlegend an-
dere Politik möglich sei. Einer 
Politik, die sich auf kleinere 
Reformen, besseres Regieren 
oder Opponieren, eben auf die 
parlamentarischen Gepflogen-
heiten konzentriert, wurde in 
vielen Diskussionsbeiträgen 
eine Absage erteilt.                                                                                                 

Der Bundesschatzmeister Ha-
rald Wolf (siehe Bild) betonte 
die Notwendigkeit eines grund-
legenden Systemwechsels an-
gesichts der durch den neo-
liberalen Finanzkapitalismus 
deformierten Demokratie und 
landete dann beim Werben für 
Regierungsbeteiligungen. 

Die LINKEN-Landesvor-
sitzende in Thüringen, Su-
sanne Hennig-Wellsow, rief 
gar offensiv zum Bündnis von 
LINKE bis CDU auf, um eine 
Brandmauer gegen rechts zu 
bilden. Vergessen wir jedoch 
nicht: Es war die unsoziale 
Politik verschiedener Bundes-
regierungen, die der AfD ihren 
Aufstieg mit ermöglicht haben. 
Der Parteivorsitzende Bernd 
Riexinger hatte in seinem 
schriftlichen Beitrag im Vorfeld 
der Konferenz dazu aufgerufen, 
DIE LINKE zu einer Partei 
eines grundlegenden sozialen, 
ökologischen und friedens-
politischen Systemwandels 
zu machen und dabei die In-
teressen der Lohnabhängigen 

ins Zentrum zu stellen. In sei-
nem Schlusswort auf der Kon-
ferenz riet er der Partei von 
einem Anpassungsversuch in 
die Mitte ab und betonte, Ge-
sellschaft verändere sich durch 
die Klassenkämpfe unserer Zeit 
und sprach sich für eine ver-
bindende Klassenpolitik und 
das Konzept einer linken Be-
wegungspartei aus.            

Wohin soll es gehen?
                                                                                                 
Viele Beiträge aus der Basis 
standen für eine ganz neue Par-
tei, weg von der Fixierung auf 
den Parlamentarismus, hin zu 
einer Bewegungs- und Klassen-
partei. Von verbindender 
Klassenpolitik und der Orga-
nisierung gesellschaftlicher 
Kämpfe von unten war die 
Rede, von dem Aufbau von 
Gegenmacht und einem ra-
dikalen Systemwechsel und 
auch davon, die Ausbeutung 
von Mensch und Natur zu über-
winden und die Eigentumsfrage 
zu stellen. Vor allem wurde 
schnelles Handeln gegen die 
Klimakatastrophe und die Zu-
sammenarbeit mit der Klima-
gerechtigkeitsbewegung für 
einen sozial-ökologischen 
Systemwechsel oder, wie es 
viel genannt wurde, für einen 
Ökosozialismus angemahnt.

Alles in allem ermöglichte 
die Strategiekonferenz eine 
solidarische Diskussionskultur, 
wie sie sonst selten in der Par-
tei erlebbar ist. Aber wenn eine 
linke Partei Ausbeutung und 
Unterdrückung in diesem Land 
anprangert und die bürgerliche 
Demokratie in Frage stellt, 

muss sie sich über Gegenwind 
der herrschenden Klasse nicht 
wundern. 

Angefacht von der Springer-
Presse versuchen die bürger-
lichen Medien, regierungs-
kritische Teile der LINKEN 
anzugreifen und einzelne Aus-
sagen der Strategiekonferenz 
aus dem Zusammenhang zu rei-
ßen, für ihre neoliberalen Zwe-
cke zu instrumentalisieren und 
ein Schreckensbild zu zeich-
nen. Jede*r, der/die noch alle 
Tassen im Schrank hat, weiß, 
dass DIE LINKE keine Leute er-
schießt oder Arbeitslager er-
öffnen will. Dies ist ein übler 
Versuch, DIE LINKE entweder 
auf Regierungskurs zu trimmen 
oder sie verächtlich zu machen.    

Stoppt die Ent-
solidarisierungskampagne!
                                                                                                       
Als Mitglieder und Sympathi-
santen der Partei DIE LINKE 
sollten wir uns keinesfalls von 
Genossinnen und Genossen 
distanzieren. Unsere Stärke 
ist die Solidarität mit allen, 
die auf Grundlage des Erfurter 
Programms Politik machen. 
Auch wenn wir nicht immer 
einer Meinung sind: Wir ste-
hen an der Seite des Partei-
vorsitzenden, der das Projekt 
einer linken Bewegungspartei 
und eine verbindende Klassen-
politik ins Zentrum seiner stra-
tegischen Überlegungen für 
eine linke Partei stellt.                      
Wir treten grundsätzlich dafür 
ein, dass die Partei und ihre 
demokratischen Beschlüsse 
die Politik der Parlaments-
fraktion bestimmen, und nicht 
umgekehrt.     

Ines Nowack 
Stellv. Kreisvorsitzende
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» Es rettet uns kein höheres Wesen, kein Gott, 
kein Kaiser, und auch kein linker Minister «

Ines Nowack berichtet von der 
Kasseler Strategiekonferenz: 



Dass sich Faschisten gerne 
als Bewahrer und Be-

schützer des eigenen Volkes 
hinstellen, wird noch von viel 
zu vielen Menschen geglaubt. 
Diese Mär, die seit 2017 durch 
die sogenannte Alternative für 
Deutschland in den Bundestag 
getragen wird, ist nichts ande-
res als eine kalkulierte Lüge! 

Adolf Hitlers Befehl, der 
Zerstörungsmaßnahmen im 
eigenen Reichsgebiet vor-
sah, wurde  am 19. März 1945 
noch kurz vor dessen eigener 
suizidialen Flucht erlassen. Der 
später »Nerobefehl« genannte 
Erlass, ordnete eine Taktik der 
verbrannten Erde, wie sie in 
deutschen Eroberungs- und 
Besatzungsgebieten prakti-
ziert worden war, an. Den Alli-
ierten sollte nur unbrauchbare 
Infrastruktur in die Hände fal-
len (siehe Abbildung).

Der deutsch-britische 
Journalist Sebastian Haffner 

stellte in seinem Buch (An-
merkungen zu Hitler, 1975) 
fest: »Der Zweck dieser ‚nun-
mehr gegen Deutschland ge-
richteten Massenmordaktion 
Hitlers‘ ist es, ‚die Deutschen 
dafür zu bestrafen, dass sie 
sich für einen heroischen End-
kampf nicht mehr willig genug 
hingeben [...] Das war in Hitlers 
Augen ein todeswürdiges Ver-
brechen. Tatsächlich war der 

Vorsatz Hitlers grausamer als 
der feindliche: Die feindlichen 
Armeen waren ja nicht darauf 
aus, die Grundlagen, die das 
deutsche Volk zu seinem pri-
mitivsten Weiterleben brauch-
te, zu zerstören.‘«

Dieser Befehl wurde zum 
Glück in den letzten wirren 
Kriegsmonaten nicht im vollen 
Umfang ausgeführt.                      

Justin König
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Kurzmeldungen

Freundschafts-
gesellschaft aktiv
Es gehört in Alt Ruppin wie 
andernorts schon zu einer 
langjährigen Tradition, dass 
man sich zum Internationalen 
Frauentag trifft und ein biss-
chen feiert. Die Basisgruppe 
der LINKEN und die Freund-
schaftsgesellschaft Alt Ruppin  
pflegen diese Tradition, fast 
alle Mitglieder fanden sich am 
12. März im Klub bei guten 
Gesprächen, Kaffee/Tee und 
selbst gebackenem Kuchen 
zusammen. Die nächsten 
Pläne wurden beraten, so 
das Sommerfest am ersten 
Samstag im August oder das 
geplante Treffen am 8. Mai 
um 10 Uhr am Ehrenmal an-
lässlich des 75. Jahrestages 
der Befreiung, um mit Blu-
men der Opfer zu gedenken.
	      Christa Horstmann

Gesunde Schul- und Ge-
meinschaftsverpflegung
Am 13.01.2020 fand das 
Auftakttreffen des »Er-
nährungsrats Branden-
burg« statt. In den nächsten 
Wochen und Monaten wird 
es nun darum gehen, die 
Zusammenarbeit der regio-
nalen Räte zu organisieren, 
geeignete Entscheidungs-
prozesse zu finden und auch 
schon über gemeinsame 
Positionen nachzudenken.
Im Ergebnis der statt-
gefundenen Tafelrunden 
soll eine »Brandenburger 
Ernährungsstrategie« 
entwickelt werden.
Mehr zum Ernährungsrat 
auf unserer Internetseite: 
www.dielinke-opr.de

Unser Konto für 
Spenden & Einzahlungen

DIE LINKE. OPR
IBAN: DE47 1606 1938 

0001 6323 61

BIC: GENODEF1NPP

Raiffeisenbank
Ostprignitz-Ruppin eG

Verwendungszweck: 
Spende Märkische Linke

Bitte geben Sie Ihren Namen 
und Ihre Adresse an. Die Daten 

behandeln wir vertraulich.

Erinnerung
Der »Nero-Befehl« 
- Verbrannte Erde 
zulasten der Zivilisten

Der sogenannte Nero-Befehl (siehe Quelle) zeigt, dass dem 
Faschismus die menschlichen Lebensgrundlagen - selbst die des 

»eigenen« Volkes - völlig gleichgültig sind
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Zur Strategiedebatte: Zwei Kulturen?
Dass in Kassel der falsche 

Eindruck vermittelt wurde, 
es läuft im Großen und Gan-
zen schon alles gut, ist nicht 
nur Ausdruck der Diskrepanz 
zwischen Basis und Partei-
führung. Es ist vor allem auch 
eine Diskrepanz zwischen zwei 
Kulturen, die beide sowohl in 
Basis als auch in der Führung 
vertreten sind.			 
Die Akademisierung und Me-
tropolisierung der LINKEN wur-
den vereinzelt angesprochen, 
aber Diskussionen darüber 
weitgehend unterdrückt. 
Stattdessen wurde betont, 
dass wir »natürlich« auch die 
Latte-Macchiato-Hipster re-
präsentieren, der Gegensatz 
zwischen Stadt und Land in 
der Partei nicht »reproduziert« 
werden müsse, bis hin zu der 
Äußerung, das »Wording« unse-
rer Politik wäre nicht so wich-
tig. 
Es ist realitätsfern, zu be-
haupten, wir müssten uns 
keine Sorgen um unseren 
Rückhalt bei den Arbeitern 
machen, weil wir rein inhalt-
lich schon ihre Interessen ver-

treten. Warum wurde die Kon-
ferenz einberufen, wenn sich 
nicht genau das als Problem 
herausgestellt hat? Selbst in 
Thüringen haben wir bei den 
Arbeitern geringfügig verloren, 
während die AfD bei ihnen be-
deutende Gewinne erzielt hat.
Die soziale Basis der Partei 
verändert sich grundlegend: 
Der Rückhalt in den Arbeiter-
schichten wird geringer, wäh-
rend sowohl Wähler als auch 
die Zusammensetzung urba-
ner, hipper, akademischer 
werden. Und doch ist es ein 
Tabuthema, man weigert sich, 
verschiedene »Milieus gegen-
einander auszuspielen«. Auf 
einmal spielen Klassenanalyse 
und Materialismus keine Rolle 
mehr?
Der Stadt-Land-Gegensatz 
muss nicht in der Partei »re-
produziert« werden – er ist ein 
Gegensatz in der realen Welt 
und eine Partei muss von den 
realen Gegensätzen ausgehen, 
anstatt sich moralistisch über 
sie zu erheben. Die sinnbild-
liche »Berliner Blase« und die 
Provinz sind zwei sehr ver-

schiedene Kulturen. Die Arro-
ganz, zu glauben, metropoli-
sche Hipsterkultur könne auf 
dem Land forciert werden, ist 
der Grund, wieso der provin-
zielle Arbeiter, der AfD wählt, 
DIE LINKE nicht vom Establish-
ment unterscheiden kann. Es 
ist etwas Wahres dran.
In Kassel fehlte die simp-
le Weisheit, die das Leitbild 
jeder linken Partei sein sollte: 
Vom Volk zu lernen. Es reicht 
nicht, programmatisch auf des-
sen Seite zu stehen, man muss 
auch kulturell und ideologisch 
seine Sprache sprechen, De-
mut gegenüber, Nähe zu dem 
Volk beweisen.
Volksnähe bedeutet nicht, AfD-
Themen zu übernehmen und 
Rassismus zu befeuern. Die 
drängende Frage ist vielmehr: 
Sollen wir den migrantischen 
Kampf akademisieren und ins 
Leere laufen lassen oder ver-
binden wir ihn mit den länd-
lichen Arbeitern auf der Basis 
bereits vorhandener Anti-
establishment-Gesinnungen 
der Provinz?

     Alexander Trott



Das Buffet steht ordentlich bereit, die Ti-
sche sind dekoriert und er selbst strahlt. 
Ronny Kretschmer hat es geschafft. Der 
Neuruppiner war bereits Mitglied der 
Stadt- und Kreistagsfraktion und zog 2019 
schließlich auch in den Landtag ein. 

Nun steht er nach letzten Renovierungs-
maßnahmen in seinem Neuruppiner Wahl-
kreisbüro und wartet auf seine Gäste, die 
er am 29. Januar um 18:00 Uhr zu der Er-
öffnung eingeladen hatte. Wirft man einen 
Blick in sein Büro, fällt einem zuerst ein 
großer Schreibtisch auf, an dem seine Mit-
arbeiterin Jenny Salzwedel ihn zukünftig 
unterstützen wird. Schaut man weiter, 
steht auch ein Tisch mit ausreichend Sitz-
möglichkeiten bereit, an dem Kretschmer 
und Salzwedel zukünftig Beratungen ab-
halten können. Der Boden plus Teppich-
belag wurden kurz zuvor komplett erneuert 
und geben dem Raum somit den letzten 
Schliff. Es ist ein Büro, das einlädt. 

Es soweit: Die Gäste treffen ein und 
schnell wird klar, der Platz wird knapp. Mit 
so viel Andrang hätte Kretschmer nicht 
gerechnet und ist positiv überrascht. Mit 
einem Sektempfang begrüßt er alle An-
wesenden und hält eine kurze Dankesrede. 
Sein Dank ging an alle Gäste, die ihm vor-
rangig viele Zimmerpflanzen als Präsent 
für sein Büro mitbrachten. Auch bedankt 
sich Kretschmer bei seiner Mitarbeiterin 
und allen anderen Helfer*innen, die ihm 
die Eröffnung möglich gemacht haben. 

Seinen größten Dank und Respekt spricht 
der 44-jährige seiner Familie aus. Seiner 
Frau Jana, seinem Vater und seinen Kin-
dern, die nach seiner Aussage schon lange 
Zeit zurückgesteckt haben und ihm trotz 
allem so liebevoll den Rücken freihielten. 

Die Stimmung blieb ausgeglichen und 
fröhlich, bei manchen politischen Ge-
sprächen. Gegen 23:00 Uhr verließ Ronny 
Kretschmer als Letzter sein Büro, er war 
dankbar und zufrieden.

Jenny Salzwedel
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Ein letzter Gruß für unsere Neuruppiner Ehrenbürgerin

Abgeordnetenbüro von Ronny Kretschmer und 
Kreisgeschäftsstelle nach Renovierung feierlich eröffnet

Wir brauchen Unterstützung!

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger von 
Neuruppin und Einwohner des Kreise 
sowie der Landeshauptstadt haben am 30. 
Januar 2020 an der Beisetzung der Ehren-
bürgerin der Stadt, unserer Genossin Lisa 
Riedel, teilgenommen. 

In einer beeindruckenden Trauerfeier 
wurde ihrer beliebten und hochgeachteten 
Persönlichkeit und ihrem aufopferungs-
vollen Leben für das Museum und für unse-
re Stadt noch einmal mit herzlichen Wor-
ten gedacht. Viele Bürger haben damit ihre 
Lebensleistung für das Museum und für die 
Stadt erneut gewürdigt. Lisa Riedel war am 
29. Dezember 2019 verstorben. 

Da sie keine direkten Anverwandten 
mehr hatte, wurden ihren Freunden und 
der Trauergemeinde viele Beileidsbe-
kundungen, u. a. vom Bürgermeister der 

Stadt Neuruppin, und folgendes Schreiben 
des Landrates von Ostprignitz-Ruppin, Ralf 
Reinhardt (SPD), übermittelt: 

»...Der Landrat des Landkreises Ost-
prignitz-Ruppin möchte Ihnen und allen 
Menschen, die mit Neuruppins Ehren-
bürgerin Lisa Riedel bis zuletzt eng ver-
bunden waren, seine tiefe Trauer und An-
teilnahme aussprechen. Als langjährige 
Leiterin des Heimatmuseums und Publi-
zistin war Lisa Riedel eine für die gesamte 
Region prägende Persönlichkeit und Insti-
tution. Durch ihr Schaffen und ihre Leis-
tungen bleibt sie unvergessen. Dank ihrer 
Spuren, die sie im Landkreis hinterlassen 
hat, wird Lisa Riedel auch nach ihrem Tod 
immer in Erinnerung bleiben. Dafür sind 
wir sehr dankbar!«
		         Christa Horstmann

Lisa Riedel bei der Wiedereröffnung 
des Neuruppiner Museums 2015 

Leserbriefe und Zuschriften
sind natürlich ebenso 
ausdrücklich erwünscht.

Unsere Redaktion wünscht Ihnen und Ihren Familien ein frohes und gesundes Osterfest!Unsere Redaktion wünscht Ihnen und Ihren Familien ein frohes und gesundes Osterfest!

Sie haben es sicherlich bemerkt, die 
»Märkische Linke« ist wieder da! 
Es ist die erste Ausgabe im neuen Jahr-
zehnt. Vorangegangen sind mehre Sit-
zungen unseres Arbeitskreises, wo wir 
berieten, wie wir Arbeitsabläufe und 
Kommunikation optimieren können. 
Unsere Gestaltung hat sich im Zuge 
dieses Prozesses ebenfalls der Zeit 
angepasst, und wir als Redaktion 
freuen uns, dass wir die Wieder-
erscheinung gemeinsam mit Ihnen 
auf zwölf Seiten feiern können!

Eine Zeitung kostet viel Zeit und Geld. 
Daher bittet die Redaktion um finanziel-
le Unterstützung. Schon 5 Euro helfen! 
Alle Spenden werden für den Druck und 
das Erstellen der Zeitung verwendet. 
Eine entsprechende Spendenquittung 
erhalten Sie am Jahresende. Unsere 
Kontoverbindung finden Sie auf Seite 9. 

Zur Info: Unsere Zeitung erscheint auch 
als ePaper. Schicken Sie uns eine E-Mail
an redaktionml@dielinke-opr.de, und 
wir nehmen Sie in unseren ePaper-
Verteiler auf. Gern können Sie uns 
auch bei der redaktionellen Arbeit 
oder beim Verteilen unterstützen.

Ronny Kretschmer, Mitglied des Landtages 
Brandenburg, mit seiner Wahlkreismit-

arbeiterin Jenny Salzwedel



Vom 22.-23. Februar 2020 traf sich der 
Landesverband der LINKEN in Templin, 
um sich nach den im vergangen Jahr statt-
gefunden Wahlen neu zu orientieren und 
aufzustellen. DIE LINKE hatte herbe Ver-
luste einfahren müssen und ist im Landtag 
nur noch fünftstärkste Kraft.

Anja Mayer und Diana Golze gingen in 
ihrer Begrüßungsrede auf vieles  ein ‒ so-
wohl auf die Erfolge als auch die Fehler 
der Vergangenheit. Diana Golze hatte sich 
nach langer Überlegung dazu entschieden, 
nicht noch einmal für das Amt der Landes-
vorsitzenden zu kandidieren. 

Die anschließende Generaldebatte 
hatte insbesondere die Wahl des neuen 
Landesvorstandes zum Thema, aber auch 
die generelle Ausrichtung unseres Landes-
verbandes in dieser schwierigen Zeit.
Um den  Landesvorsitz bewarben sich Anja 
Mayer und Katharina Slanina als weibliche 
Doppelspitze - beide wurden mit ordent-
lichen Ergebnissen gewählt. Neuer Schatz-
meister ist Mario Dannenberg aus der 
Lausitz, als Geschäftsführer wird Stefan 
Wollenberg weitere zwei Jahre fungieren. 

Der zweite Tag begann mit einer Rede 

unser Bundesvorsitzenden Katja Kipping, 
die noch einmal darlegte, wie wichtig es 
für uns als LINKE ist, dass wir uns nicht 
nur auf eine Wählerschicht konzentrieren, 
sondern alle Menschen mit unserer Politik 
mitnehmen müssen.

Dann wurde die Tagung für eine Stun-
de unterbrochen, um das antifaschistische 
Templiner Bündnis bei einer Gedenkkund-
gebung für die Opfer des rassistischen An-
schlags von  Hanau zu unterstützen. Ein-
hundert Delegierte machten sich dazu auf 
den Weg. 

Zu stellvertretenden Vorsitzenden 
wurden Martin Günther und Kirsten Tack-
mann gewählt. Beisitzer sind: Tom Bert-
hold, Johannes Glander, Kathrin Härtel, 
Rita-Sybille Heinrich, Ronny Kretschmer, 
Annekathrin Loy, Stefan Ludwig, Thomas-
David Lühmann, Anne-Frieda Reinke, Ste-
fan Roth, Anke Schwarzenberg und Sophie 
Sumburane.  

Wir wünschen allen Gewählten viel 
Kraft und Erfolg bei ihren Aufgaben für die 
nächsten zwei Jahre und freuen uns, dass 
mit Kirsten Tackmann und Ronny Kretsch-
mer wieder zwei Genoss*innen aus OPR im 

Landesvorstand vertreten sind. Nun liegt 
es am neuen Landesvorstand und an allen 
Genoss*innen des gesamten Landesver-
bandes, dass die Bürgerinnen und Bürger 
wieder Vertrauen in linke Politik zurück-
gewinnen und wir beweisen, dass DIE 
LINKE die Kraft ist, die sich für die Proble-
me aller Brandenburger einsetzt und des-
halb ihr Vertrauen bei der nächsten Wahl 
verdient.                                 Paul Schmudlach

Kreisvorsitzender/Delegierter
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Der neugewählte Landesvorstand
besteht aus 18 Mitgliedern

Stehende Ovationen für das Schaffen von Carmen-Maja Antoni

Am Frauentag ertönte in Bluhms Hotel 
wiederholt lautes Gelächter. Und das 

hatte auch seine Gründe, denn die Kult-
schauspielerin Carmen-Maja Antoni weiß, 
mit welchen ihrer Lebensgeschichten 
sie besondere Heiterkeit hervorrufen 
kann. Auf Einladung der Bundestagsabge-
ordneten Kirsten Tackmann (DIE LINKE) 
kam, die aus unzähligen DEFA- und »Krau-
se«-Filmen bekannte Schauspielerin nach 
Kyritz. Tackmann war seit mehreren Jahren 
daran interessiert, Carmen-Maja Antoni 
als Stargast für ihre jährlich stattfindende 
Frauentagsmatinee zu gewinnen. In die-
sem Jahr war es endlich soweit - das War-
ten hat sich in diesem Fall auch wirklich 
gelohnt.

Antoni schilderte verschiedenste 
Lebensabschnitte. Es war sehr bewegend 
zu erfahren, mit welcher Mentalität sie das 
Leben anpackt. Beeindruckend ist nicht 
nur ihre Ausdrucksfähigkeit, sondern viel-
mehr der Umstand, dass die seit frühester 
Jugend auf der Bühne bzw. vor den Kame-
ras stehende Schauspielerin ‒ schon als 
Kind die Familie – ihre alleinerziehende 
Mutter, ihre Schwester und sich ‒ mit er-
nährte und unterstützte – und dabei den 
Humor behielt – und sogar weiter ent-
wickelte.

In ihrem Leben gab es sehr viele Statio-
nen: Jüngste Schauspielstudentin auf der 
heutigen Filmuniversität »Konrad Wolf« in 
Potsdam-Babelsberg, jüngstes Ensemble-
Mitglied am Hans-Otto-Theater, gefolgt 
von Engagements an der Berliner Volks-

bühne und später über 35-jährige Er-
fahrung am Berliner Ensemble. 

Antoni erzählt, wie sie als junge Frau 
alte Frauen gespielt, und als alte Frau 
jüngere ältere Frauen gespielt habe. 
Sie schmunzelte und kommentierte an-
schließend, dass trotz oder gerade wegen 
der vielen erwachsenen Rollen ihr irgend-
wie selbst das Erwachsensein abhanden-
gekommen ist.

Und heute, so erzählt sie, passiert es 
nicht selten, dass sie in Anlehnung an ihre 

Rolle in den »Krause«-Filmen doch tatsäch-
lich auf der Straße angesprochen wird und 
die ernsthafte Frage gestellt bekommt: 
»Frau Krause, wie geht es denn ihrem Bru-
der?« Den Zuschauern wurde während der 
Lesung bewusst, dass diese »große klei-
ne Frau« ihre eigene Rolle im Leben ver-
standen hat. Zum Abschluss erhielt Car-
men-Maja Antoni von 180  Zuhörer*innen 
stehende Ovationen. Welch eine Freude 
und Ehre am Internationalen Frauentag!

Bianca Bodau und Justin König

Bericht von der 1. Tagung des 7. Landesparteitages

Carmen-Maja Antoni las aus ihrem Buch »Im Leben gibt es keine Proben«. Mit Humor, 
Witz und Leichtlebigkeit bot die Berlinerin einen Einblick in ihr facettenreiches Leben.
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Kontakte
Dr. Kirsten Tackmann, Bundestags-
abgeordnete, agrarpolitische Sprecherin, 
Obfrau im Ausschuss für »Ernährung und 
Landwirtschaft«

Tel: 030 22774309  Fax: 030 22776308
Funk: 0173 3804592 			 
www.kirsten-tackmann.de

Wahlkreisbüro: Wilsnacker Straße 1, Kyritz
Wahlkreismitarbeiter Justin König
   Tel: 033971 32857  Fax: 033971 32893
   E-Mail: koenig@kirsten-tackmann.de
   Sprechzeiten: Mo. u. Di. 9.30 - 14.30 Uhr

Wahlkreisbüro: Schinkelstr. 13, Neuruppin
Wahlkreismitarbeiter Paul Schmudlach
   Tel.:  03391 2383
   E-Mail: schmudlach@kirsten-tackmann.de
Sprechzeiten: Mo. - Do. 10.00 - 16.00 Uhr

Wahlkreisbüro: Marktgasse 2, Wittstock
Wahlkreismitarbeiter Christian Richter
   Tel: 03394 4031363
   E-Mail: richter@kirsten-tackmann.de
Sprechzeiten:
   Di. u. Do.	 10.00 - 12.00 Uhr
   Do.	 16.00 - 18.00 Uhr

Ronny Kretschmer, Landtagsabgeord-
neter, Sprecher für Haushalts- und Finanz-
politik sowie Gesundheits- und Pflegepolitik
Wahlkreisbüro: Schinkelstr. 13, Neuruppin
Wahlkreismitarbeiterin Jenny Salzwedel
   Tel: 03391 5123477
   E-Mail: ronny.kretschmer@
               linksfraktion-brandenburg.de
Sprechzeiten: Di. u. Do.  08.00 - 15.00 Uhr

DIE LINKE. Ostprignitz-Ruppin 
Kreisgeschäftsstelle Neuruppin
Schinkelstr. 13, Neuruppin

Tel:   03391 655420    
Fax:  03391 655422
www.dielinke-opr.de
E-Mail: kv@dielinke-opr.de

Sprechzeiten: Di. u. Do.  10.00 - 13.00 Uhr
                   	               14.00 - 16.00 Uhr

Kreisgeschäftsführer Justin König
   Termine nach Absprache

Kreisschatzmeisterin Kerstin Brendler
   1. Freitag im Monat: 15:30 - 17:30 Uhr

Geschäftsstelle Kyritz 
Wilsnacker Str. 1, Kyritz

Tel:   033971 72086    
Fax:  033971 32893
E-Mail: bock@dielinke-opr.de
Sprechzeiten: Do. 10.00 - 11.30 Uhr

Geschäftsstelle Wittstock 
Marktgasse 2, Wittstock
   Tel: 03394 4031364
   E-Mail: wittstock@dielinke-opr.de 
Sprechzeiten:	  
   Mo. u. Di.    09.00 - 15.30 Uhr
   Mi.               09.00 - 12.00 Uhr
   Do.              12.00 - 15.00 Uhr
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Redaktionsschluss der nächsten Ausgabe:
Erscheinungsdatum:

Sonnabend
18.04.20

Aktionsfahrradtour VVN-BdA
14 Uhr - OdF-Denkmal Nrp., 16 Uhr - Denkmal Wulkow

Montag
20.4./4.5.

Beratung des geschfd. Kreisvorstandes DIE LINKE. OPR 
16 Uhr, Kreisgeschäftsstelle Neuruppin, Schinkelstr. 13

Mittwoch
22.04.20

Beratung des Kreisvorstandes DIE LINKE. OPR 
19 Uhr, Geschäftsstelle Kyritz, Wilsnacker Str. 1

Mittwoch
29.4./27.5

Beratung des Stadtvorstandes DIE LINKE. Neuruppin
18 Uhr, Kreisgeschäftsstelle Neuruppin, Schinkelstr. 13

Freitag
01.05.20

Feiern zum 1. Mai
Bitte Tagespresse und Internetseite beachten!

Montag
4.5./1.6.

Mitgliedertreffen DIE LINKE. RV Fehrbellin
19 Uhr, Fehrbellin - Bibliothek

Donnerstag
07.05.20

Beratung des RV DIE LINKE. Kyritz-Neustadt-Wusterhausen
18 Uhr, Geschäftsstelle Kyritz, Wilsnacker Str. 1

Donnerstag
07.05.20

Filmreihe: »Ein Menschenschicksal«
19 Uhr, Geschäftsstelle Kyritz, Wilsnacker Str. 1

Freitag
08.05.20

Kranzniederlegungen zum Tag der Befreiung
Bitte Tagespresse und Internetseite beachten!

Montag
11.05.20

Lesen gegen das Vergessen
Bitte Tagespresse und Internetseite beachten!

Mittwoch
20.05.20

Beratung des Kreisvorstandes DIE LINKE. OPR 
19 Uhr, Kreisgeschäftsstelle Neuruppin, Schinkelstr. 13

 Termine  (Aktualisierungen auf www.dielinke-opr.de beachten)

Sahra Wagenknecht 
Die Biografie. 
Wer ist Sahra 
Wagenknecht? 
Eine der beliebtesten 
und umstrittensten 
deutschen Politike-
rinnen, ein politischer 
Popstar, dauerpräsent 
in den Medien, elo-
quent in Talkshows 
und dennoch um-
geben von einer Aura 
der Unnahbarkeit. 

Buchtipp

1. Mai ‒ Unser die Arbeit, unser das Brot.
Für faire Löhne, gleiche Bezahlung, gegen Altersarmut und Rassismus

»Es mutet schon aberwitzig an, wenn die 
Hohenzollern jetzt erklären, sie strebten eine 
gütliche Einigung an und dafür anbieten, die 
zahlreichen von ihnen beanspruchten Kunst- 
und Kulturgüter an ihren jeweiligen Orten zu 
belassen.

Für uns bleibt es dabei: Die Familie der 
Hohenzollern hat dem Nationalsozialismus 
erheblichen Vorschub geleistet. Es gibt keine 
Grundlage für Entschädigungsansprüche. Die 
aktuelle Berichterstattung des »Spiegel« zur 
Beteiligung der Hohenzollern an der ‚Arisie-
rung‘ jüdischen Firmenbesitzes zeigt dies 
erneut eindrucksvoll. Wer sich anwaltlich 
noch in den Auseinandersetzungen um die 
Rückabwicklung solcher Ankäufe jüdischer 
Aktien nach dem Krieg mit der Begründung 
verteidigen lässt, dies sei für die betroffene 
jüdische Familie ‚ein reizvolles Geschäft‘ 
gewesen, der lässt eigentlich keine Fragen 

mehr offen.
Wir – und mit uns mittlerweile mehr als 

16.000 Brandenburger*innen – fordern die 
Landesregierung auf: Beenden Sie endlich 
die Verhandlungen mit den Hohenzollern 
– und weisen sie jegliche Entschädigungs-
ansprüche zurück!«
Unter »www.keine-hohenzollern-geschenke.
de« können Unterschriftenlisten für die 
Volksinitiative heruntergeladen werden. 
Ausgefüllte Listen nehmen alle Geschäfts-
stellen und Büros der LINKEN gern entgegen. 
Selbstverständlich kann auch dort vor Ort 
unterschrieben werden.

Anja Mayer, Landesvorsitzende

Endspurt der Volksinitiative 
»Keine Geschenke für 
die Hohenzollern«
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